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(No. 1461.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Auguſt 1833., betreffend die Anwend⸗ 
barkeit der Verordnung vom sten Auguſt 1832. (Geſetz⸗ Sammlung No. 
1382.) in der Provinz Poſen. 


Auf Ihren Antrag vom 30ften v. M. ſetze Ich hierdurch feſt: daß das abge⸗ 
kuͤrzte Verfahren bei Auszahlung der Entſchaͤdigungsſummen fuͤr die zum Chauſſee⸗ 


ai abgetretenen Privatlaͤndereien, welches die Verordnung vom 8ten Auguſt 
v. J. fuͤr die Kurmark vorgeſchrieben hat, auch in der Provinz Poſen ange⸗ 
wendet werde, und uͤberlaſſe Ihnen, dieſe Anordnung durch die e Samm⸗ 


lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Teplitz, den 22ſten Auguſt 1833. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Schuckmann. 


Jahrgang 1833. (No. 1401 — 1462. 9 (No. 1462.)- 
(Ausgegeben zu Berlin den 22ften Oktober 1833.) n s 
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(No. 1462.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ften September 1833. welche die Beſtim⸗ 
a mungen $. 156. der Zoll⸗Ordnung vom 26ſten Rai 1818. und 9. 94 


der Ordnung wegen Verſteuerung des Branntweins vom sten Februar 
1819. deklarirt. 
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Au den Bericht und nach dem Antrage des Staatsminiſteriums deklarire Ich 
hiermit die Vorſchriften des $. 156. der Zoll⸗ und Verbrauchsſteuer⸗Ordnung 
vom 26ften Mai 1818. und des $. 94. der Ordnung zu dem Geſetze uͤber die 
Verſteuerung des inlaͤndiſchen Branntweins u. ſ. w. vom 8ten Februar 1819. 
dahin: daß in den Faͤllen, in welchen die Publikation des gegen einen Steuer⸗ 
Kontravenienten ergangenen Straf⸗Erkenntniſſes oder Reſoluts, durch ſchriftliche 
Zufertigung erfolgt, auch die Belehrung, die dem Kontravenienten über. die bei 
Wiederholung des Verbrechens verwirkte hoͤhere Strafe gleichzeitig zu ertheilen 
iſt, durch eine ſchriftliche Berfuͤgung mit eben der Wirkung erfolgen kann, als 
wenn ſie muͤndlich zu Protokoll ertheilt worden waͤre. Es muß jedoch die In⸗ 
ſinuation dieſer Verfügung vorſchriftsmaͤßig, wenigſtens auf die im $. 253. Nr. 8. 
des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung bezeichnete Weiſe, beſcheinigt 
werden. Das Staatsminiſterium hat dieſe Deklaration durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung bekannt machen zu laſſen. ER ee * 5 


Berlin, den 27ſten September 1833. = 5 er | 
| Friedrich Wilhelm. 
das Staatsminiſterium. 
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5 Wo Mar Allerhöchfte Rabinetsorber vom 17ten Oktober 1833., die Ausführung m Ver: 


ordnung vom Iſten Juni b. J., den Mandats⸗, ſummariſchen und Bas er 
„ gatellptojeß Aefeelanpe: 


Yan Ihrem Berichte vom löten v. M. und der mit demſelben Mir vorge⸗ 

legten Inſtruktion fuͤr die Gerichte zur Ausfuͤhrung der Verordnung vom Iſten 

Juni d. J. habe Ich ſowohl die Anweiſungen, welche Sie zur Erleichterung 

des Verfahrens fuͤr die Gerichte erforderlich und angemeſſen gefunden, als auch 

die Erlaͤuterungen erſehen, durch welche Sie etwanigen Mißverſtaͤndniſſen in der 

= praftifchen Anwendung des Geſetzes vorzubeugen beabſichtigen. Ich genehmige 

die von Ihnen vollzogene Inſtruktion vom 24ſten Juli 1833., und da diejeni⸗ 

gen Vorſchriften, welche nicht bloß zur Belehrung der Gerichte, ſondern auch e 

zur Norm fuͤr die Partheien beſtimmt ſind, einer geſetzlichen Bekanntmachung f 
beduͤrfen, ſo ſetze Ich, mit Ruͤckſicht auf Ihre beſonderen Antraͤge, Folgendes feſt: { 


1) Durch die Verweiſung der unter Nr. 1. 2. $: 1. der Verordnung ent⸗ 
haltenen Forderungen zum Mandatsprozeß hat die Vorſchrift $. 4. 
Tit. 28. der Prozeßordnung, nach welcher wegen ſolcher Forderungen die 
exekutiviſche Klage auch vor der Verfallzeit ſtattfindet, nicht abgeändert 
werden ſollen; die Mandatsklage kann daher auch vor der Verfallzeit 
angeſtellt werden, und es iſt das Mandat dahin zu erlaſſen, daß der 
Schuldner den Klaͤger mit dem Eintritte der Verfallzeit befriedige und 
die etwanigen Einwendungen binnen vierzehn Tagen anbringe, widrigen⸗ 
falls nach Ablauf der Verfallzeit ohne Weiteres die Exekution erfolge. 

2) Die Beſtimmung unter Nr. 4. F. 1. der Verordnung uͤber die Anwen⸗ 

i dung des Mandatsprozeſſes auf die Forderungen der Gerichte fuͤr ihre 
Gebuͤhren und Auslagen ſoll, da die zum Grunde liegende Reform der 
Verwaltung des gerichtlichen Sportelweſens in Betracht der umfaſſenden 

Vorarbeiten nicht gleichzeitig zur Ausführung gebracht werden kann, fo 
lange ſuspendirt und das bisherige Verfahren der gerichtlichen Behoͤrden 
bei Einziehung der feſtgeſetzten gerichtlichen Koſten ſo lange beibehalten 
werden, bis die anderweitige Einrichtung der gerichtlichen Sportelverwal⸗ 
tung zu Stande gekommen ſeyn wird. 

3) Zu F. 6. Nr. 4. verſteht es ſich von ſelbſt, daß unter den Forderungen 
der Handwerker gegenſeitige Forderungen der Meiſter, Geſellen und Lehr⸗ 
linge begriffen ſind. 8 5 g 

4) Zu § . 8. u. f. Den Vorlabungen an die Partheien iſt die Verwar⸗ . he e, ze, z 
nung hinzuzufuͤgen, daß der im Termin für fie erſcheinende Stellvertre . 0 
ter durch Vollmacht oder Schreiben legitimirt ſeyn muͤſſe, widrigenfalls 
angenommen werde, daß Niemand für fie erſchienen ſey. 
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5) Die Feſtfetzung im . 69. erklaͤre Ich dahin, daß gegen ein Kontumazial⸗ 
Etrkenntniß die Reſtitution auch dann zulaͤſſig iſt, wenn der Gegenſtand 
des Prozeſſes zwiſchen 20 bis 50 Athle. beträgt. agg 2 
Ich beauftrage Sie, dieſe Beſtimmungen durch Aufnahme Meines Be⸗ 
fehls in die Geſetz⸗ Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und uͤber⸗ 
laſſe Ihnen zugleich, die Gerichte auf die anderweitigen Erinnerungen Aber ein⸗ 


zelne Anweiſungen der Inſtruktion zu belehren und zu beſcheiden. 
Berlin, den 17ten Oktober 1883. 
Friedrich Wilhelm. 


| An 5 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤh ler. 


